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Betr.: Gesundheitsgefährdung durch Schädlingsbekämpfungs- 
mittel 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 24. Juni 
1964 

— Drucksache IV/2391 — 


Der Bundestag hatte in seinem Beschluß vom j 
24. Juni 1964, in dem er den Bericht des Ausschusses I 
für Gesundheitswesen vom 19. Juni 1964 — Druck- ! 
Sache IV/2391 Abschnitt III — billigte, die Bundes- 
regierung ersucht, bis zum 1. Juli 1965 zu berichten, 

a) welche Erfahrungen mit den von ihr getroffenen 
Maßnahmen — einer Verordnung aufgrund von 
§ 5 a Abs. 1 Nr. 5 des Lebensmittelgesetzes zur 
Beschränkung der Reste von Schädlingsbekämp- 
fungsmitteln, Vorratsschutzmitteln usw. in oder 
auf Lebensmitteln und der Neufassung des 
Pflanzenschutzgesetzes — bis zu diesem Zeit- 
punkt gemacht worden sind, insbesondere wie 
sich die Überwachung dieser Maßnahmen aus- 
gewirkt hat, 

b) welche weiteren Maßnahmen sie beabsichtigt, 

c) welche Ergebnisse die Forschung erbracht hat 
bzw. erwarten läßt, 

d) über den Stand der Harmonisierung der Bestim- 
mungen über Prüfung, Zulassung und Über- 
wachung von Schutzmitteln innerhalb der EWG. 

Der angeforderte Bericht wird hiermit erstattet. Da 
die Materie sowohl nach dem Lebensmittelrecht wie 
nach dem Pflanzenschutzrecht zu behandeln ist, wur- 
den der Berichtsteil A vom Bimdesministerium für 
Gesundheitswesen, der Berichtsteil B vom Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten erstellt. 

A. 

a) Entgegen den Erwartungen, die noch vor Jahres- 
frist gehegt werden konnten und die bei den 


Beratungen der Bundestags-Ausschüsse für Ge- 
sundheitswesen und für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten ausgesprochen wurden, war es 
aus den im folgenden dargelegten Gründen noch 
nicht möglich, den Verordnungsentwurf dem Bun- 
desrat zuzuleiten; Erfahrungen über die Auswir- 
kung der Verordnung können somit noch nicht 
vorliegen. 

Die Entwicklung ausreichender wissenschaftlicher 
Unterlagen für eine gesundheitlich verantwort- 
bare Festsetzung zulässiger Höchstmengen der 
fraglichen Stoffe in oder auf Lebensmitteln wurde 
durch die unvermeidlich lange Dauer der für 
mehrere Stoffe nötigen Untersuchungen länger 
aufgehalten, als seinerzeit zu erwarten war. 
Hierzu kamen die Verhandlungen zur Rechts- 
angleichung in der EWG, um die der Bundes- 
tag — in Abschnitt II der Drucksache IV/2391 — 
ausdrücklich ersucht hatte und die sich lange hin- 
zogen, sowie Verhandlungen mit dem gleichen 
Ziel der Abstimmung auf gemeinsame Höchst- 
mengenbegrenzungen in der WHO und FAO, die 
notwendig waren, um auch die im weltweiten 
Rahmen gemeinsam erarbeiteten Werte bereits 
mit in die Verordnung einbeziehen zu können. 
Die letzten Verhandlungen bei der FAO fanden 
Mitte Mai 1965 statt. 

Als schwierig erwies es sich auch auf rechtlichem 
Gebiet, im Rahmen der engen Ermächtigungen 
des Lebensmittelgesetzes den Erfordernissen des 
Verbraucherschutzes nach Möglichkeit so weit- 
gehend gerecht zu werden, wie dies der Bundes- 
tag in den Verhandlungen im Sommer 1964 als 
seine Erwartung zu erkennen gegeben hatte. 
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b) Das Ergebnis der Bemühungen der Bundesregie- ! 
rung, dem Verlangen des Bundestages Rechnung j 
zu tragen, ist nunmehr ein Verordnungsentwurf, 
der die Möglichkeiten des Lebensmittelgesetzes 
ausschöpft. 

Die Verordnung sieht vor, mehrere Stoffgruppen ' 
und Einzelstoffe von der Anwendung auf Pflan- j 
zen, die zur Gewinnung von Lebensmitteln die- 
nen sollen, und von der Anwendung bei Lebens- 
mittelvorräten auszuschließen. Für etwa 30 wei- 
tere Stoffe werden die Restgehalte, die in oder 
auf Lebensmitteln zur Zeit der Abgabe an den 
Letztverbraucher noch vorhanden sein dürfen, 
auf einen Wert beschränkt, der einem Nullwert 
gleichkommt. Schließlich werden in einer Tole- 
ranzwertliste für etwa 50 Stoffe die zulässigen 
Höchstmengen in oder auf bestimmten Lebens- 
mitteln, die als Reste bei der Abgabe an den 
Letztverbraucher noch vorhanden sein dürfen, auf 
eine Größenordnung von Milligramm (Tausend- 
stel Gramm) je Kilogramm Lebensmittel begrenzt. 
Nach Abschluß der Prüfung auf Rechtsförmlich- 
keit wird die Verordnung dem Bundesrat zur 
Zustimmung nach Artikel 80 Abs. 2 GG übersandt 
werden. 

c) Die in der Verordnung festgesetzten Höchst- j 

gehalte von Schutzmitteln auf Lebensmitteln wer- I 
den nach dem heutigen Stande wissenschaftlicher ; 
Erkenntnis als gesundheitlich duldbar angesehen. 
Die Untersuchungen und Ermittlungen hierfür 
wurden angestellt bei der WHO und FAO, in der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft, bei wissen- 
schaftlichen Instituten in Mitgliedstaaten der j 
EWG und im Bundesgesundheitsamt, dessen wis- 
senschaftliche Sachverständige auch bei den Be- j 
ratungen der vorgenannten Gremien mitgewirkt . 
haben und weiter mitarbeiten werden. Bei der j 
Bemessung der Höchstwerte sind u. a. die Durch- j 
Schnittskonstitution der Verbraucher und die | 
durchschnittlich zu erwartende tägliche Verzehrs- ; 
menge der einzelnen Lebensmittel, auf denen j 
Reste der Stoffe Vorkommen können, nach inter- j 
national anerkannten Uberschlagsformeln berück- I 
sichtigt worden. I 

Manche Schädlinge entwickeln im Verlauf der j 
Zeit eine gewisse Widerstandsfähigkeit gegen , 
einzelne Bekämpfungsmittel. Die biochemische 
Forschung strebt an, gegen bestimmte Schädlinge 
spezifisch wirksame Mittel zu entwickeln, die j 
auf andere Lebewesen, insbesondere auf den ; 
Menschen, möglichst wenig toxisch wirken. Aus 
diesen Gründen werden von Zeit zu Zeit wei- 
tere Stoffe als Schutzmittel für Pflanzen und , 
Vorräte auf die Bedingungen ihrer gesundheil- j 
liehen Verträglichkeit zu prüfen sein. Die For- j 
schungsarbeiten hierfür laufen in den oben- ! 
genannten wissenschaftlichen Kreisen weiter. Das i 
Bundesgesundheitsamt, das die Stoffe toxikolo- 1 
gisch bewertet, bleibt in Zusammenarbeit mit der 
Biologischen Bundesanstalt maßgeblich beteiligt 
bei der Aufstellung des Pflanzenschutzmittel- 
verzeichnisses. Das Bundesgesundheitsamt hat 
somit auch Einfluß auf die Festsetzung von Kenn- 
zeichnungs- und Anwendungs-Maßnahmen, die 


bewirken sollen, daß von den Stoffen keine Reste 
oder nicht mehr als ausdrücklich zugelassene 
geringe Reste in oder auf Lebensmitteln verblei- 
ben. Das Bundesgesundheitsamt arbeitet ferner 
an der ständigen Verbesserung der Unter- 
suchungsverfahren mit, die zur Ermittlung der 
Reste der Stoffe in oder auf Lebensmitteln ge- 
braucht werden. 

d) In der EWG arbeitet ein Sachverständigenkreis 
aus Vertretern der Arbeitsgruppen Lebensmittel- 
recht und Pflanzenschutz an der Entwicklung 
einer Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für die Rückstände 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln in und auf 
Lebensmitteln. 

Von den oben erwähnten 50 Höchstmengenwer- 
ten, die in der Verordnung begrenzt werden sol- 
len, konnten bislang 17 zwischen vier oder fünf 
Mitgliedstaaten der EWG abgestimmt werden. 
Weitere Übereinkünfte sind bei der nächsten 
Sitzung des Sachverständigenkreises im Herbst 
1965 zu erwarten, jedoch wird die Verordnung 
dadurch nicht länger aufgehalten werden. Ein 
weiterer Sachverständigenkreis in der EWG 
arbeitet an der Vereinheitlichung der Analysen- 
verfahren für die Untersuchung der Lebensmittel 
auf Restgehalte an Schutzmitteln. Erste Ergeb- 
nisse sind im Juli 1965 zu erwarten. 


B. 

a) Bisherige gesetzliche Grundlage der von der Bun- 
desregierung getroffenen Maßnahmen sind das 
Gesetz zum Schutze der Kulturpflanzen vom 
5. März 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 271) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 
1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes S. 308) und die dazu 
ergangenen Durchführungsverordnungen. Obwohl 
nach diesen Vorschriften ein Zwang zur Prüfung 
und Zulassung von Schutzmitteln nicht bestand, 
haben sich die auf freiwilliger Grundlage durch- 
geführte Prüfung und Anerkennung von Schutz- 
mitteln durch die Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA) und die Be- 
kanntmachung der geprüften Mittel in ihrem jähr- 
lich erscheinenden Mittelverzeichnis bewährt. Das 
gilt auch für die Zusammenarbeit mit den Pflan- 
zenschutzdienststellen der Bundesländer und dem 
Bunde sg es undheitsamt(BGA). 

Aus der Vielzahl der getroffenen Maßnahmen ist 
hervorzuheben, daß arsenhaltige Schutzmittel seit 
1960 nicht mehr anerkannt werden. Der Empfeh- 
lung der Bundesregierung, Arsen und seine Ver- 
bindungen als Pflanzenschutzmittel aus dem Ver- 
zeichnis der Verordnungen über den Verkehr 
bzw. Handel mit giftigen Pflanzenschutzmitteln 
zu streichen, haben bisher nahezu alle Bundes- 
länder entsprochen. Dieselben Länder haben die 
arsenhaltigen Mittel in ihre Landesverordnungen 
über den Handel mit Giften aufgenommen und 
ihre Abgabe nur gegen Erlaubnisschein vorge- 
schrieben. Die Anderungsvorschriften der rest- 
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liehen Länder werden folgen. Ebenso ist Endrin \ 
aus dem Mittelverzeichnis der BBA und aus den i 
meisten landesrechtlichen Vorschriften über den ; 
Verkehr bzw. Handel mit giftigen Pflanzenschutz- 
mitteln gestrichen und in das Giftverzeichnis der 
Verordnungen über den Handel mit Giften auf- ! 
genommen worden. Ferner sind von der BBA seit j 
1960 für die Schutzmittel Wartezeiten ermittelt, ; 
nach den Ergebnissen neuer Toxizitäts- und Rück- I 
standsuntersuchungen geändert und jährlich ver- 
öffentlicht worden. Im Zusammenhang damit sind ! 
auch Anwendungsempfehlungen im Mittelver- ; 
zeichnis den neuesten Erkenntnissen der Wissen- ; 
schaft angepaßt und Vorbereitungen zur Ein- 
schränkung der Anwendung persistenter Mittel 
(z. B. Aldrin, Chlordan, Dieldrin, Heptachlor, 
Toxaphen) getroffen worden. Einen wesentlichen j 
Anteil der Zeit nahm die Ausarbeitung einer | 
Toleranzwortliste in Zusammenarbeit mit dem j 
BGA, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der ! 
FAOWHO, dem Europarat und der EWG in An- 
spruch. | 

Die Bundesregierung hat schließlich die Regie- 
rungen der Bundesländer Anfang des Jahres 1965 : 
auf die Notwendigkeit aufmerksam gemacht, zu- i 
mindest Schutzmittel der Abteilung 1 der landes- 
rechtlichen Vorschriften über den Verkehr bzw. 
Handel mit giftigen Pflanzenschutzmitteln nur j 
noch gegen behördlichen Erlaubnisschein abgeben 
zu lassen. Dieser Empfehlung ist in den meisten 
Fällen grundsätzlich zugestimmt worden. c ) 

b) Neue wissenschaftliche Erkenntnisse und über- 
nationale Vereinbarungen haben dazu geführt, ; 
daß die im geltenden Gesetz zum Schutze der | 
Kulturpflanzen enthaltenen Ermächtigungen für ; 
einen sinnvollen modernen Pflanzenschutz als ! 
nicht mehr ausreichend angesehen werden müs- 
sen. Die Bundesregierung hat deshalb den Ent- 
wurf eines neuen Pflanzenschutzgesetzes vorbe- j 
reitet, der fachlich abgeschlossen ist. Ein früherer 
Abschluß war nicht möglich, weil entsprechende I 
Harmonisierungs-Richtlinien der EWG bzw. ihre l 
Entwürfe abgewartet werden mußten. Es erschien 
unzweckmäßig, einen Gesetzentwurf zu erarbei- J 
ten, der keine ausreichenden Ermächtigungen ent- 
sprechend den EWG-Richtlinien enthält. Zu die- ! 
sen gehören insbesondere die Richtlinien des | 
Rates über Maßnahmen gegen die Einschleppung ; 
von Schadorganismen der Pflanzen in die Mit- 
gliedstaaten — Drucksache IV/3288 — sowie der 
Vorentwurf einer Richtlinie über den Verkehr 
mit Pflanzenschutzmitteln. Außerdem mußten 
auch Beschlüsse und Empfehlungen verschiedener 
Arbeitsgruppen der FAO/WHO und des Europa- 
rates berücksichtigt werden (u. a. Toleranzwert- 
regelung, Einsatz von Vorratsschutzmitteln, ein- j 
heitliche Klassifizierung und Kennzeichnung von j 
Schutzmitteln). 

Die im Entwurf eines neuen Pflanzenschutzge- 
setzes vorgesehenen Regelungen erstrecken 
sich u. a. auf eine obligatorische Prüfung, Zulas- ' 
sung und Kennzeichnung aller Pflanzenschutz- 
mittel. Mit der Zulassung können Auflagen ver- 
bunden werden, die nicht nur eine ausreichende 


biologische Wirksamkeit der Mittel, sondern — 
bei sachgerechter Mittelanwendung — auch die 
Ausschaltung gesundheitsschädlicher Auswir- 
kungen für Menschen und Haustiere sowie bio- 
logisch, physikalisch und chemisch unerwünsch- 
ter Nebenwirkungen für Pflanzen, Boden und 
Gewässer, d. h. für die gesamte Biozönose 
sichern sollen. Diese Regelung wird neben der 
Ausschaltung von Arsenverbindungen und En- 
drin u. a. auch das Verbot von Fluoracetamid, 
Natriumfluoracetat, Telodrin und TEPP zur 
Folge haben. 

Die Kennzeichnungsregelung erstreckt sich u. a. 
auf die Angabe der wirksamen Bestandteile 
(Wirkstoffe) der Schutzmittel, des Zwecks, der 
Art und Zeit ihrer Anwendung, der Aufwand- 
menge und Wartezeiten sowie auf die Angabe 
von Gefahren, die bei der Mittelanwendung 
auftreten können. 

Zur Förderung und Anwendung von Verfahren 
der biologischen bzw. integrierten Schädlingsbe- 
kämpfung sind schließlich Ermächtigungen vor- 
gesehen, die den Erlaß von Vorschriften über 
den Schutz und die Verwendung pflanzenschutz- 
dienlicher Organismen und Viren ermöglichen. 
Der neue Referentenentwurf entspricht in vollem 
Umfang den Schutz- und Sicherheitsforderungen 
im Sinne des Beschlusses des Ausschusses nach 
Abschnitt I der Drucksache IV/2391. 

Die von der Bundesregierung bisher durchge- 
führten bzw\ mit besonderen Bundesmitteln ge- 
förderten Forschungsarbeiten befaßten sich u. a. 
mit Aufgaben der folgenden Zielsetzung: 

Ersatz gesundheitsgefährdender Schutzmittel 
durch unbedenkliche chemische sowie biolo- 
gische Mittel; Verringerung der Gefahren bei 
der Anwendung unentbehrlicher gesundheitsge- 
fährdender Mittel; Ermittlung von Mittelrück- 
ständen in oder auf Lebensmitteln pflanzlicher 
Herkunft bei verschiedenen pflanzenschutzlichen 
Behandlungsverfahren und Erarbeitung von To- 
leranzwerten mit der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft; Ermittlung und praktische Anwend- 
barkeit biologischer Pflanzenschutz- und Schäd- 
lingsbekämpfungsverfahren. 

An der Lösung dieser z. T. grundlegenden und 
langfristigen Forschungsaufgaben sind außer der 
BBA — in Zusammenarbeit mit dem Bundesge- 
sundheitsamt und internationalen Organisatio- 
nen — in den Jahren 1964 und 1965 17 bzw. 12 
verschiedene Institute beteiligt gewesen. Im we- 
sentlichen sind folgende Ergebnisse erzielt wor- 
den: 

1. Unterlagen für eine Reform des Pflanzen- 
schutzmittel-Verzeichnisses der BBA (Ein- 
schränkung von Anwendungsempfehlungen), 

2. Feststellungen der Erfaßbarkeitsgrenze bei 
Rückstandsuntersuchungen nach verschiede- 
nen Pflanzenschutzverfahren, Ausarbeitung 
und Erprobung von einheitlichen Analysen- 
methoden in Zusammenarbeit mit der EWG, 
FAO und dem Chemical Pesticides Analyti- 
cal Committee (CPAC), 
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3. Nachweis, daß Saatgut-Schutzmittel die Vo- 
gelwelt praktisch nicht beeinträchtigen, 

4. neue Erkenntnisse bei Versuchen und Unter- 
suchungen der biologischen Schädlingsbe- 
kämpfung: Nutzung natürlicher Insekten- 
krankheiten und ihre künstliche Verbreitung 
(Engerlings-Rickettsiose) ; versuchsweiser 
praktischer Einsatz von Bacillus thuringiensis 
gegen Schädlingsraupen, Ermittlung von Kon- 
trollverfahren für solche Präparate; Entdek- 
kung und weitere Nutzung einer Viruskrank- 
heit bei Schadinsekten; Konservierung in- 
sektenpathogener Krankheitserreger; Mas- 
senzucht importierter Parasiten von Schadin- 
sekten und Prüfung des Erfolgs nach ihrer 
Freilassung (gegen San-Jose-Schildlaus, Kar- 
toffelkäfer, Wicklerraupen, resistente Spinn- 
milben); Parasitierung von Blattläusen, Nut- 
zung von Vögeln und der Roten Waldameise 
als natürliche Begrenzungsfaktoren; Ermitt- 
lung der ökologischen Ansprüche von Schäd- 
lingsparasiten. 

Die über mehrere Jahre laufenden Forschungs- 
arbeiten lassen noch folgende Ergebnisse erwar- 
ten: 

1. Fortentwicklung der Rückstandsuntersuchun- 
gen mittels zuverlässiger Analysenmethoden, 

2. Einschränkung des Schutzmittelangebots zu- j 
gunsten unschädlicherer Mittel im Sinne der ; 
künftigen Zulassungsregelung, 

3. Fortentwicklung mikrobiologischer Bekämp- 
fungsverfahren mittels spezifischer Schutz- 
mittel auf der Basis natürlicher Krankheits- 
erreger, 

4. Ermittlung praxisreifer Verfahren der nütz- 
lingsschonenden integrierten Schädlings- 
bekämpfung im Obst- und Gemüsebau (kom- 
binierte Verwendung von natürlichen Schäd- 
lingsfeinden und spezifischen chemischen 
Schutzmitteln, z. B. gegen Apfelwickler, Kohl- 
raupen), 

5. Schadinsektenbekämpfung durch Massen- 
freilassung genetisch minderwertiger oder 
sterilisierter (z. B. radioaktiv bestrahlter) 
Tiere (Selbstausrottung in isolierten Lebens- 
räumen), 


6. Möglichkeiten der biologischen Bekämpfung 
der Wiesenschnake (Tipula). 

Die genannten Forschungsarbeiten sind schwierig 
und langwierig sowie durch Personalmangel und 
unzureichende Haushaltsmittel behindert. Ihre 
bisherigen Ergebnisse lassen jedoch wertvolle 
Fortschritte auf dem Wege zur Produktion solcher 
pflanzlichen Erzeugnisse erwarten, die bei sach- 
gerechter Schutzmittelanwendung im Sinne des 
künftigen Pflanzenschutzgesetzes gesundheitlich 
unbedenklich sein werden. Besonderes Gewicht 
wird dabei auf die biologische Schädlingsbekämp- 
fung gelegt werden. 

d) Innerhalb der EWG sind bisher folgende Vor- 
schläge bzw. Entwürfe von Harmonisierungs- 
Richtlinien über Prüfung, Zulassung und Über- 
wachung von Schutzmitteln beraten worden: 

1. Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für ge- 
fährliche Stoffe und Zubereitungen 

2. Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Richtlinie des Rats zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung 
gefährlicher Stoffe 

Diese Vorschläge liegen als Bundestagsdruck- 
sache IV/3454 und Bundesratsdrucksache 
274/65 vor. 

3. Vorentwurf einer Richtlinie des Rats über 
den Verkehr mit Pflanzenschutzmitteln 

4. Entwurf eines Vorschlages einer Richtlinie 
des Rats zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für die Rück- 
stände von Schädlingsbekämpfungsmitteln in 
und auf Lebensmitteln 

Die Bundesregierung hat sich bei der Beratung 
der unter 1. bis 4. genannten Richtlinien für die 
Berücksichtigung der deutschen Sicherheits- und 
Schutzforderungen im Sinne des Abschnitts I des 
Beschlusses des Ausschusses für Gesundheits- 
wesen eingesetzt. Sie wird auch künftig dafür 
eintreten. 


Schwarzhaupt 



